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Kapitel 1

Einleitung

A. Repräsentative und aleatorische Demokratie

Diese Arbeit beschäftigt sich mit dem demokratischen System der Bundes­
republik Deutschland und ihren rechtlichen Grundlagen und Grenzen. Kon­
kret sollen der Spielraum für systemische Veränderungen der grundgesetz­
lichen Demokratie ausgelotet und ihre ewigkeitsfesten Grenzen am Beispiel 
aleatorischer Demokratiekonzepte1 vermessen werden. Dabei handelt es sich 
um Konzepte zur Organisation staatlicher Willensbildung, die anstelle von 
Wahlen oder in Ergänzung zu diesen auf Losverfahren2 als Mittel der Reprä­
sentantenauswahl setzen3.

Auseinandersetzungen mit der Demokratie stehen vor der Herausforde­
rung, zunächst den konkreten Gegenstand der Betrachtung präzisieren und 
handhabbar machen zu müssen. Denn schon der Begriff Demokratie birgt ein 
hohes Maß an definitorischer Unschärfe. Das liegt zum einen daran, dass es 
sich bei Demokratie eigentlich um zweierlei handelt. Um ein philosophisches 
Konzept in Form eines utopischen Idealbildes der Herrschaft Freier und 
Gleicher einerseits und um eine staatlich-politische Realität in Form eines 
unperfekten Organisations- und Institutionenarrangements andererseits4. 

1  Begrifflich abgeleitet vom lateinischen alea (das Würfelspiel). Zur begrifflichen 
Herkunft m. w. N. H. Buchstein, Lostrommel und Wahlurne, in: ZParl 44 (2013), 2, 
S. 384 (394 mit Fn. 34). Im Englischen ist der Begriff „Sortition“ gängig. 

2  Losverfahren bzw. losbasierte Verfahren im engeren Sinne sind eine konkrete 
Möglichkeit der zufallsbasierten Entscheidungsfindung. Die Bezeichnung ist in der 
aleatorischen Demokratietheorie auch in ihrer englischen Fassung „lot“ weit verbrei­
tet. Die Begriffe stehen stellvertretend für alle zufallsbasierten Verfahren, etwa auch 
Formen der elektronisch durchgeführten Zufallswahl. In dieser Arbeit werden die 
Begriffe Losverfahren oder losbasierte Verfahren diesem Verständnis entsprechend 
ebenfalls in ihrem weiteren Sinne synonym mit den Begriffen Zufallsverfahren oder 
zufallsbasierte Verfahren verwendet. Gemeint ist jeweils die zufällige Entscheidung 
unabhängig von ihrer technischen Durchführung.

3  Diese Arbeit befasst sich konkret mit Konzepten der zufallsbasierten Auswahl 
von Repräsentant:innen für Legislativorgane. Andere Einsatzmöglichkeiten von Zu­
fallsverfahren im staatlich-politischen Kontext werden bewusst nicht diskutiert. 

4  R. A. Dahl, Democracy and its Critics, 1989, S. 6. Giovanni Sartori weist in die­
sem Zusammenhang darauf hin, dass auch das real existierende System einer Demo­
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Auch handelt es sich bei der Demokratie nicht um eine einzige, konkret de­
finierbare Herrschaftsform, sondern eher um einen Herrschaftstypus mit 
verschiedenen Ausgestaltungsformen5. Hinzu kommt, dass die Bedeutung 
des Begriffs Demokratie im Laufe der Zeit einen stetigen Wandel erfahren 
hat6. Trotz dieser Unschärfen und Schwierigkeiten lässt sich als gemeinsamer 
Ausgangspunkt und historische Konstante das Ideal der Selbstregierung einer 
Gemeinschaft freier und gleicher Menschen definieren7.

Ist allerdings heute die Rede von Demokratie, ist zumeist eine bestimmte 
Form gemeint: die repräsentative Demokratie. Charakteristisch für sie ist, dass 
die Herrschaftsunterworfenen die Staatsgewalt nicht selbst ausüben, sondern 
zu ihrer Ausübung Repräsentant:innen bestellen. Diese vertreten das Volk im 
Willensbildungs- und Entscheidungsprozess, ohne jedoch im Einzelfall an 
dessen Meinung gebunden zu sein8. Die demokratische Legitimation der Herr­
schaftsausübung folgt aus der wiederholten Personalentscheidung des Volkes 
über die Repräsentant:innen durch periodische Wahlen und der davon ausge­
henden inhaltlichen Präferenzübersetzung in das Staatsgefüge hinein9. Die 

kratie immer nur im Kontext dessen als Demokratie verstanden werden kann, was 
Demokratie sein soll; die demokratische Realität ist also nicht von dem Ideal zu 
trennen. Der Begriff Demokratie hat danach immer eine beschreibende und eine nor­
mative Funktion: G. Sartori, Demokratietheorie, 3. Aufl. 2006, S. 16 f. 

5  N. Kersting/P. Schmitter/A. Trechsel, Die Zukunft der Demokratie, in: N. Kersting 
(Hrsg.), Politische Beteiligung, 2008, S. 40 (40); F.-E. Schnapp, in: I. v. Münch/ 
P. Kunig u. a. (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 6. Aufl. 2012, Art. 20 Rn. 3, 18.

6  Zur Begriffsgeschichte der Demokratie C. Meier, Die Entstehung des Begriffs 
Demokratie, in: PVS 10 (1969), 4, S. 535 (559 ff.). Ausführlich zu verschiedenen 
Demokratietheorien und ihren ideengeschichtlichen Hintergründen R. Saage, Demo­
kratietheorien, 2005; M. G. Schmidt, Demokratietheorien, 6. Aufl. 2019. Knapper 
B. Frevel/N. Voelzke, Demokratie, 3. Aufl. 2017. Knapper Überblick als Grundlage 
einer verfassungsrechtlichen Betrachtung K.-P. Sommermann, in: H. v. Mangoldt/ 
F. Klein/C. Starck (Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, Bd. II, 7. Aufl.  2018, Art. 20 
Abs. 1 Rn. 63 ff. 

7  Früh Aristoteles, Politik, zitiert nach: H. Flashar (Hrsg.), Aristoteles Werke in 
Deutscher Übersetzung, Bd. 9 Politik (Teil I-III), 1991, VI, 2, 1317b. Prototypisch in 
der deutschsprachigen Staatsrechtslehre H. Kelsen, Vom Wesen und Wert der Demo­
kratie, 2. Aufl. 1929, S. 3 ff. Ausführlich zur historischen und gegenwärtigen Bedeu­
tung von Freiheit und Gleichheit als Fundamentalwerte der Demokratie Kapitel  4 
C. II. (S. 214 f. mit Fn. 925 f.).

8  Prägnant zur Bedeutung des freien Mandats für die repräsentative Demokratie in 
Abgrenzung zum imperativen Mandat in der identitären Demokratie G. Schwan, Re­
präsentative und identitäre Demokratie, in: K. W. Hempfer (Hrsg.), Grundlagen der 
politischen Kultur des Westens, 1987, S. 63 (71 ff.). Die repräsentative Demokratie ist 
damit ein Unterfall der mittelbaren Demokratie: G. Wegge, Zur normativen Bedeu­
tung des Demokratieprinzips nach Art. 79 Abs. 3 GG, 1996, S. 147.

9  H. B. Mayo, An Introduction to Democratic Theory, 1960, S. 61 f.; B. Manin, 
Kritik der repräsentativen Demokratie, 2007, S. 14. In der verfassungsrechtlichen Li­
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Wahl als Modalität der Personalauswahl wird so selbst zu einem prägenden 
Charakteristikum der repräsentativen Demokratie. Sie ist sowohl der entschei­
dende Legitimations- als auch der entscheidende Rückkopplungsmechanis­
mus für die staatliche Herrschaft10. Bei den meisten modernen Demokratien – 
wie auch Deutschland – lässt sich deshalb präziser von elektoral-repräsentati­
ven Demokratien sprechen11.

Dieses Verständnis von Demokratie ist mittlerweile so omnipräsent, dass 
im öffentlichen Diskurs zumeist das Vorhandensein von Wahlen und somit 
die elektoral-repräsentative Demokratie mit der Herrschaftsform der Demo­
kratie als solcher gleichgesetzt wird12. Doch wie eine Vielzahl historischer 
und gegenwärtiger Beispiele belegen, ist das Abhalten periodischer Wahlen 
allein nicht aussagekräftig dafür, ob die Herrschaft tatsächlich demokratisch 
organisiert ist. Denn auch in modernen Autokratien und historischen Diktatu­
ren spielen und spielten Wahlen eine wichtige Rolle13. Gleichzeitig zeigt das 
noch geläufige Konzept der direkten Demokratie, dass das Fehlen von Wah­
len nicht per se zu einer undemokratischen Herrschaftsorganisation führen 
muss. In der direkten Demokratie entscheiden die Herrschaftsunterworfenen 
selbst und unmittelbar über Sachfragen14. Diese Spielart der Demokratie 

teratur in diesem Sinne M. Morlok, Demokratie und Wahlen, in: P. Badura/H. Dreier 
(Hrsg.), Festschrift 50 Jahre Bundesverfassungsgericht, Bd. 2, 2001, S. 559 (559 f.). 
Wesentlich für diese Funktion ist auch das Prinzip der Herrschaft auf Zeit, wonach es 
eine realistische Chance zur Veränderung des politischen Kurses durch das Volk  – 
insbesondere durch den Austausch der Repräsentant:innen – geben muss. Siehe dazu 
m. w. N. H. Dreier, in: ders. (Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, Bd. II, 3. Aufl. 2015, 
Art. 20 (Demokratie), Rn. 73.

10  Manin, Kritik (Fn. 9), S. 239 ff.; Kersting/Schmitter/Trechsel, Zukunft (Fn. 5), 
S. 49. In der verfassungsrechtlichen Literatur so E.-W. Böckenförde, Demokratie als 
Verfassungsprinzip, in: J. Isensee/P. Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, 3. Aufl. 2004, § 24 Rn. 2. 

11  D. van Reybrouck, Gegen Wahlen, 5. Aufl. 2018, S. 46.
12  van Reybrouck, Wahlen (Fn. 11), S. 46. Beispielhaft für diese Sichtweise in der 

verfassungsrechtlichen Literatur Schnapp (Fn. 5), Art. 20 Rn. 18. Eine intensivere 
Auseinandersetzung mit dieser Ansicht erfolgt in Kapitel  2 B. (S. 41 ff.) sowie im 
verfassungsrechtlichen Kontext in Kapitel 4 D. III. 3. a) (S. 250 ff.).

13  Ausführlich zur Bedeutung von Wahlen in nicht demokratischen Systemen 
G. Egorov/K. Sonin, Elections in Non-Democracies, in: The Economic Journal 131 
(2021), 636, S. 1682 (1682 ff.). Spezifisch zur Bedeutung von Wahlen in modernen 
Autokratien M. Krennerich, Mehr als Imitation, in: APuZ 67 (2017), 44–45, S. 39 
(39 ff.). 

14  Die direkte Demokratie umfasst rein definitorisch auch die unmittelbare Perso­
nenauswahl durch das Volk in Form von Wahlen (H. Dreier/F. Wittreck, Repräsenta­
tive und direkte Demokratie im Grundgesetz, in: L. P. Feld u. a. [Hrsg.], Jahrbuch für 
direkte Demokratie 2009, 2010, S. 11 [13 f.]). Im Folgenden wird der Begriff aber mit 
dem geläufigen Verständnis zur Beschreibung von Systemen und Prozessen verwen­
det, die unmittelbare Sachentscheidungen durch das Volk zum Gegenstand haben. 


